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Drucksache IV/ 1563 


Schriftlicher Bericht 

des Wirtschaftsausschusses 
(16. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 
eingehrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von 
Vorschriften auf dem Gebiet des Umstellungsrechts 

— Drucksache IV/ 1229 — 

und über den von der Bundesregierung eingehrachten Entwurf 
eines Dritten Umstellungsergänzungsgesetzes 

— Drucksache IV/ 1457 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Seume 


Der von allen Fraktionen des Deutschen Bundes- 
tages eingebrachte Initiativantrag eines Gesetzes 
zur Änderung von Vorschriften auf dem Gebiete 
des Umstellungsrechts ist am 15. Mai 1963, der von 
der Bundesregierung eingebrachte Entwurf eines 
Dritten Umstellungsergänzungsgesetzes am 9. Okto- 
ber 1963 dem Wirtschaftsausschuß federführend und 
dem Haushaltsausschuß mitberatend überwiesen 
worden. Der Wirtschaftsausschuß hat beide Ent- 
würfe am 16. Oktober 1963 und der Haushaltsaus- 
schuß am 13. November 1963 beraten. 


' I. Allgemeines 

Nach dem Erlaß des Ersten und Zweiten Umstel- 
lungsergänzungsgesetzes (UEG) sind noch Fragen 
offengeblieben und haben sich Unklarheiten sowie 
Auslegungsschwierigkeiten ergeben, die nunmehr 
abschließend geregelt werden sollen. Es handelt 
sich außer um zahlreiche redaktionelle und techni- 
sche Änderungen im wesentlichen um folgende 
Komplexe: 

a) die Inanspruchnahme verlagerter Geldinstitute 
und Berliner Altbanken, die auch ihren Sitz in 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes verlegt 
haben, 


b) die Treuhandverwaltung für hier belegenes Ver- 
mögen (Westvermögen) von Kreditinstituten mit 
Sitz vor dem 9. Mai 1945 außerhalb des Gel- 
tungsbereiches dieses Gesetzes und 

c) die Erweiterung der Ausnahmebestimmungen für 
die Inanspruchnahme Berliner Altbanken und 
verlagerter Geldinstitute durch natürliche Per- 
sonen. 

In eingehender Beratung hat der Wirtschaftsaus- 
schuß folgende Standpunkte eingenommen, die im 
wesentlichen in der bisherigen Währungsgesetz- 
gebung begründet sind: 

1. Die Vorschriften über die Beschränkung der In- 
anspruchnahme einer Berliner Altbank und eines 
Geldinstituts, das eine als verlagert anerkannte 
Niederlassung hat, bleiben anwendbar, auch 
wenn das Geldinstitut seinen Sitz in den Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes verlegt. 

2. Das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 
kann auch für die Verwaltung der Vermögens- 
werte der unter b) genannten Kreditinstitute, so- 
weit sie der Aufsicht des Reichsaufsichtsamtes 
für das Kreditwesen unmittelbar oder mittelbar 
unterstanden, Treuhänder bestellen, wenn das 
Kreditinstitut nicht seinen Sitz in den Geltungs- 
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bereich dieses Gesetzes verlegt hat und auch 
nicht als verlagertes Geldinstitut anerkannt wor- 
den ist. Der Wirtschaftsausschuß sprach sich je- 
doch aus rechtlichen und politischen Gründen 
dagegen aus, daß auch das „Westvermögen" sol- 
cher ehemaliger Kreditinstitute mit Sitz 1945 
außerhalb der Grenzen des Deutschen Reichs 
unter Treuhandverwaltung gestellt wird, welche 
zwischen 1945 und dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes ihren Sitz aus einem Ostblockstaat in das 
Bundesgebiet verlegt haben. 

3. Nachdem bereits die drei Fraktionen des Bun- 
destages sich mit dem Initiativgesetzentwurf 
vom 14. Mai 1963 — Drucksache IV/1229 — für 
eine Erweiterung der Stichtagsregelung des 
1. UEG eingesetzt haben, hat die Bundesregie- 
rung nunmehr ebenfalls diesen Standpunkt ein- 
genommen. Die in dem Regierungsentwurf vor- 
gesehene Erweiterung der Inanspruchnahme Ber- 
liner Altbanken durch Ausdehnung der bisher 
auf bestimmte Gruppen natürlicher Personen be- 
grenzten Ausnahmevorschriften auf alle natür- 
lichen Personen, auch wenn sie nach dem Stich- 
tag vom 31. Dezember 1952 in den Westen ge- 
kommen sind oder kommen, trägt nach Auffas- 
sung des Ausschusses dem politischen Anliegen 
des Deutschen Bundestages angemessen Rech- 
nung. Die Zielsetzung des Deutschen Bundes- 
tages wird gesetzestechnisch dadurch zum Aus- 
druck gebracht, daß nicht die das Stichtagsprin- 
zip enthaltenden Grundnormen (§ 1 Abs. 1 UEG, 
§ 7 Abs. 1, 2 Altbankengesetz), sondern die die 
Ausnahmeregelung für natürliche Personen ent- 
haltenden Vorschriften (§ 5 UEG, § 7 Abs. 3 Alt- 
bankengesetz) geändert werden. 

Zugleich mit der Beibehaltung und Betonung des 
Westwohnsitzprinzips hat der Wirtschaftsaus- 
schuß aber auch einmütig bekundet, daß grund- 
sätzlich auch die Gläubiger zur gegebenen Zeit 
zu befriedigen sind, von denen die Berliner Alt- 
banken gegenwärtig noch nicht in Anspruch ge- 
nommen werden können, weil die entsprechen- 
den Voraussetzungen dafür noch nicht gegeben 
sind (vgl. § 54 Abs. 1 Satz 1 UEG, Präambel zur 
35. DVO/UG). Der Ausschuß hat ebenso einmütig 
bedauert, daß dieser sog. großen Lösung heute 
noch die Teilung Deutschlands, die politischen 
Verhältnisse in der sowjetischen Besatzungszone 
und die Tatsache entgegenstehen, daß Gläubiger 
mit Wohnsitz in der SBZ oder im Sowjetsektor 
von Berlin durch sowjetzonale Währungsvor- 
schriften in eine schwierige und unerwünschte 
Lage bei gleichzeitigem Verlust ihrer DM-An- 
sprüche gebracht werden könnten. 

Der Wirtschaftsausschuß hat hierbei auch berück- 
sichtigt, daß die Bedienung der Ansprüche aus- 
ländischer Gläubiger durch Berliner Altbanken 
nur mit einer Westquote in engem innerem Zu- 
sammenhang mit der völligen Abschaltung der 
sog. Ostgläubiger steht. Nur im Hinblick hierauf 
konnte die Anerkennung lediglich einer West- 
quote im Londoner Schuldenabkommen gegen- 
über der nachdrücklichen Forderung ausländi- 
scher Gläubiger auf volle Befriedigung ihrer An- 


sprüche durchgesetzt werden. Bei den Verhand- 
lungen über Regelungsangebote deutscher 
Schuldner ist stets auf die Unmöglichkeit hinge- 
wiesen worden, vor der Wiedervereinigung 
Deutschlands von dieser Rechtslage abzugehen. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die Auffassung 
einer Reihe von Verbänden, vom Westwohnsitz- 
prinzip abzugehen, eingehend gewürdigt, ist je- 
doch zu der Überzeugung gekommen, daß es sich 
bei diesen Bestrebungen im wesentlichen um die 
Bereinigung technischer, finanzieller und perso- 
neller Belastungen der Kreditinstitute handelt. 
Der Wirtschaftsausschuß sah sich einmütig nicht 
in der Lage, hierfür von den dargelegten wich- 
tigen und übergeordneten politischen Grundsät- 
zen abzugehen. 

4. Aus diesem Grunde hat der Wirtschaftsausschuß 
auch den in der Regierungsvorlage — Druck- 
sache IV/1457 — vorgesehenen Vierten Ab- 
schnitt (§ 16) in Verbindung mit § 12 Nr. 3 er- 
satzlos gestrichen. Die darg£legten wichtigen 
und übergeordneten politischen Grundsätze kön- 
nen auch nicht zugunsten solcher Institute 
durchbrochen werden, die in der Lage wären, 
ihre Gläubiger — d. h. auch die sog. Ostgläubi- 
ger — aus eigenen Mitteln, d. h. auch ohne Zu- 
teilung von Ausgleichsforderungen, zu bedienen. 
Dem mit dieser Regelung verbundenen bank- 
politischen Anliegen, liquidierenden Altbanken 
die vollständige Abwicklung ihrer Geschäfte und 
damit ihre Auflösung zu ermöglichen, sollte nach 
Auffassung des Ausschusses z. B. in der Weise 
Rechnung getragen werden, daß die Guthaben 
der sog. Ostgläubiger gegebenenfalls von ande- 
ren Kreditinstituten treuhänderisch übernommen 
werden. 

5. Die Umwandlung der Guthaben bei Bausparkas- 
sen ist entsprechend der Umwandlung von Gut- 
haben bei Geldinstituten geregelt. Eine Erweite- 
rung der Möglichkeit zur Inanspruchnahme von 
Geldinstituten durch Inhaber von Bankguthaben, 
die nach dem Stichtag die Westwohnsitzvoraus- 
setzungen erfüllen, legt es deshalb nahe, die In- 
anspruchnahme von Bausparkassen mit Sitz in 
der sowjetischen Besatzungszone und Hauptver- 
waltung im Bundesgebiet entsprechend zu er- 
weitern. Der Ausschuß beschloß deshalb die Ein- 
fügung eines die Inanspruchnahme von Bauspar- 
kassen betreffenden § 15 a in den Regierungs- 
entwurf (§ 16 der beschlossenen Fassung). 

6. Daß die Rückstellungen für Versorgungsver- 
pflichtungen aus § 61 des Gesetzes zu Artikel 131 
des Grundgesetzes, welche öffentlich-rechtlichen 
Geldinstitute, Versicherungsunternehmen und 
Bausparkassen auf Grund des Gesetzes über die 
Bildung von Rückstellungen in der Umstellungs- 
rechnung der Geldinstitute, Versicherungsunter- 
nehmen und Bausparkassen und in der Alt- 
bankenrechnung der Berliner Altbanken vom 
21. Dezember 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 1053) in 
ihre Umstellungsrechnung einstellen dürfen, 
außer zu einer Entlastung der Institute u. U. 
auch zu einer Belastung (durch Minderung des 
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Anspruchs auf Ausgleichsforderungen für Eigen- 
kapital) führen können, war nach Ansicht des 
Ausschusses bei der Verabschiedung des initia- 
tiv von allen Fraktionen eingebrachten Gesetzes 
vom 21. Dezember 1960 nicht beabsichtigt. Der 
Ausschuß stimmte daher mit Mehrheit der Auf- 
nahme des eine derartige Belastung ausschlie- 
ßenden Ergänzungsvorschlages des Bundesrates 
in den Gesetzentwurf (§ 17 der beschlossenen 
Fassung) zu. 

II. Im einzelnen 

Im einzelnen beschloß der Ausschuß folgende 
Änderungen und Ergänzungen der Regierungsvor- 
lage: 

1 . Eingangsworte 

Das Gesetz bedarf nach Auffassung des Aus- 
schusses nicht der Zustimmung des Bundesrates, 
da das Verwaltungsverfahren der Länder nicht 
berührt wird. 

2. Zum Zweiten Abschnitt (Verwaltung des Ver- 
mögens von Kreditinstituten) 

a) Durch die Streichung der Worte „oder vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes" in § 4 
Abs. 1 Satz 1 wird die Unterstellung von 
Westvermögen unter Treuhandverwaltung 
auf solche Kreditinstitute mit Sitz vor dem 
9. Mai 1945 in Deutschland außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes oder außer- 
halb Deutschlands nach dem Gebietsstand 
vom 31. Dezember 1937 begrenzt, die Ihren 
Sitz bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes in 
das Bundesgebiet [einschließlich Berlin 
(West)] nicht verlegt haben (vgl. I. 2.). 

b) Versorgungsberechtigte, die erst nach dem 
Stichtag die Westwohnsitzvoraussetzung er- 
füllten oder erfüllen, können grundsätzlich 
ihre Versorgungsansprüche gegenüber Ber- 
liner Altbanken oder verlagerten Geldinsti- 
tuten nicht für den Zeitraum geltend machen, 
in dem sie nicht im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes ansässig waren (vgl, § 42 Abs. 1 
Sätze 4 und 5 UEG in der Fassung des § 8 
Nr, 6; § 9 Altbankengesetz in der Fassung 
des § 12 Nr. 2). Für die Erfüllung von Ver- 
sorgungsverpflichtungen aus Westvermögen 
(§ 5 Abs. 2 letzter Halbsatz) soll nach Ansicht 
des Ausschusses ebenfalls eine zeitliche Be- 
grenzung gelten. Darüber hinaus hält er eine 
gesetzliche Klarstellung für geboten, daß bei 
Entscheidung der Frage, ob die Erfüllung von 
Versorgungsverpflichtungen zur Vermeidung 
unbilliger Härten geboten ist, der Bezug an- 


derer Versorgungseinkünfte mit zu berück- 
sichtigen ist. 

3. Zum Dritten Abschnitt (Änderung von Vorschrif- 
ten des Umstellungsrechts) 

a) Der Stichtag des 31. Dezember 1952 in § 5 
Abs. 2 UEG (in der Fassung des § 8 Nr. 1) 
könnte dazu führen, daß eine Person, die 
zwar am Stichtag, jedoch nicht im Zeitpunkt 
des später erfolgenden Erbfalles, die West- 
wohnsitzvoraussetzung erfüllt, als Erbe um- 
wandlungsberechtigt würde. Eine derartige 
Erweiterung ist nicht beabsichtigt. Ein im 
Erbwege übergegangenes Guthaben soll nur 
umwandlungsfähig sein, sofern der Erbe die 
Westwohnsitzvoraussetzung erfüllt. Um dies 
sicherzustellen, sind die Worte „am 31. De- 
zember 1952" durch die Worte „im Zeitpunkt 
des Erbfalles" zu ersetzen. 

b) § 8 Nr. 5 entspricht — in redaktionell geän- 
derter Fassung — Artikel 1 Nr. 6 des Initia- 
tivantrages — Drucksache IV/1229. 

c) In Anpassung an die in § 5 Abs. 2 UEG vor- 
gesehene Regelung ist die Inanspruchnahme 
von verlagerten Geldinstituten durch Erben 
(§ 42 Abs. 1 Satz 2 UEG in der Fassung des 
§ 8 Nr. 6) auf natürliche Personen zu be- 
schränken. 

d) Zu § 12 Nr. 3 

Siehe unten zu 4. und I. 4. 

e) Zu § 16 

Die Ergänzung beruht auf der Erwägung, daß 
der Gläubigerkreis, der Bausparkassen mit 
Sitz in Deutschland außerhalb und Hauptver- 
verwaltung innerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes in Anspruch nehmen kann, 
dem Gläubigerkreis entsprechen soll, von 
dem Berliner Altbanken in Anspruch genom- 
men werden dürfen (s. I. 5.). 

4. Zum Vierten Abschnitt a. F. (Umwandlung von 
Uraltguthaben) 

Zu den grundsätzlichen politischen Erwägungen, 
die nach Ansicht des Ausschusses für die Strei- 
chung dieses Abschnittes sprechen, vgl. I. 4. 

5. Zum Ergänzungsvorschlag des Bundesrates betr. 
Ergänzung des Rückstellungsgesetzes vom 
21. Dezember 1960 (Vierter Abschnitt (neu) — 

§ 17 ): 

Durch die Ergänzung soll den finanziellen Vor- 
stellungen Rechnung getragen werden, von wel- 
chen der Bundestag bei Verabschiedung des Ge- 
setzes vom 21. Dezember 1960 ausgegangen ist 
(s. I. 6.). 


Bonn, den 19. November 1963 


Dr. Seume 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksachen IV/ 1 229, IV/ 1 457 — 
in der anliegenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 18. Oktober 1963 


Der Wirtschaftsausschuß 

Dr. Aschoff Dr. Seume 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Entwurf eines Dritten Umstellungsergänzungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Verlegung des Sitzes von Kreditinstituten 

§ 1 

(1) Die Vorschriften über die Beschränkung der 
Inanspruchnahme eines Geldinstituts, das eine nach 
§ 3 der Fünfunddreißigsten Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz als verlagert aner- 
kannte Niederlassung hat, bleiben anwendbar, auch 
wenn das Geldinstitut seinen Sitz in den Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes verlegt. Das gleiche gilt 
für die entsprechenden Vorschriften des Altbanken- 
gesetzes vom 10. Dezember 1953 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für Berlin S. 1483), wenn eine Berliner 
Altbank ihren Sitz in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes verlegt. 

(2) Der Sitz für die Geschäftstätigkeit im Wäh- 
rungsgebiet, der für die Niederlassung eines Geld- 
instituts im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 in ein öffent- 
liches Register eingetragen worden ist, ist nach 
Verlegung des Sitzes des Geldinstituts in den Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes von Amts wegen zu 
löschen. 

§ 2 

Ist die Anerkennung als verlagertes Geldinstitut 
nach § 3 der Fünfunddreißigsten Durchführungsver- 
ordnung zum Umstellungsgesetz mit einer Auflage 
verbunden worden, so bleibt eine aus der Auflage 
sich ergebende Beschränkung der dem Geldinstitut 
zuzuteilenden Ausgleichsforderung bestehen, auch 
wenn das Geldinstitut nach der Verlegung seines 
Sitzes Bankgeschäfte betreibt. 

§ 3 

(1) Verlegt eine Berliner Altbank ihren Sitz in 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes, so hat die 
bestätigte Altbankenrechnung die Wirkung einer 
D-Markeröffnungsbilanz auf den Stichtag der Alt- 
bankenrechnung. § 12 Abs. 3 bis 6 des Altbanken- 
Bilanz-Gesetzes vom 10. Dezember 1953 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin S. 1488) gilt sinngemäß. 

(2) Geldinstitute in der Rechtsform einer Kapital- 
gesellschaft oder eingetragenen Genossenschaft, die 
eine nach § 3 der Fünfunddreißigsten Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz als verlagert 
anerkannte Niederlassung haben oder die Berliner 
Altbanken sind, haben im Falle der Verlegung ihres 
Sitzes in den Geltungsbereich dieses Gesetzes ihr 
Nennkapital oder die Geschäftsguthaben und die 


Geschäftsanteile in Deutscher Mark neu festzuset- 
zen. 

(3) Für die Neufestsetzung gelten §§ 35 bis 59, 
62, 64 bis 72, 76, 80 des D-Markbilanzgesetzes 
sinngemäß. §§ 13 bis 18, 21 des Altbanken-Bilanz- 
Gesetzes sind nicht anzuwenden. Soweit in den in 
Satz 1 genannten Vorschriften auf die Eröffnungs- 
bilanz Bezug genommen ist, tritt an deren Stelle die 
letzte Jahresbilanz vor der Sitzverlegung. Soweit 
auf die Reichsmarkschlußbilanz Bezug genommen ist, 
tritt bei Berliner Altbanken an deren Stelle die letzte 
Jahresbilanz vor dem 9. Mai 1945. Den Tag der Auf- 
lösung nach § 80 des D-Markbilanzgesetzes bestimmt 
das Gericht unter sinngemäßer Anwendung von § 2 
Abs. 2 Satz 3 und 4 des D-Markbilanzergänzungs- 
gesetzes. Für die Wirkung von Berichtigungen der 
Umstellungsrechnung gelten §§ 13, 14 der Zweiund- 
vierzigsten Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz, für die Wirkung von Berichtigungen 
der Altbankenrechnung gilt § 19 des Altbanken- 
Bilahz-Gesetzes. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Verwaltung des Vermögens von 
Kreditinstituten 

§ 4 

(1) Für die Verwaltung der Vermögenswerte von 
Kreditinstituten, die ihren Sitz vor dem 9. Mai 1945 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
hatten und der Aufsicht des Reichsaufsichtsamts für 
das Kreditwesen unmittelbar oder mittelbar unter- 
standen, kann das Bundesaufsichtsamt für das Kredit- 
wesen Treuhänder bestellen, wenn das Kreditinstitut 
seinen Sitz nicht in den Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes verlegt hat und auch nicht nach § 3 der Fünf- 
unddreißigsten Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz als verlagertes Geldinstitut aner- 
kannt worden ist. Das Amt eines Treuhänders, der 
nach § 9 der Fünfunddreißigsten Durchführungsver- 
ordnung zum Umstellungsgesetz oder § 16 des Alt- 
bankengesetzes bestellt worden ist, dauert bis zu 
einer weiteren Entscheidung des Bundesaufsichts- 
amts fort. Das Bundesaufsichtsamt macht die Bestel- 
lung und Abberufung des Treuhänders im Bundes- 
anzeiger bekannt. 

(2) Mit Ablauf des Tages der Bekanntmachung 
der Bestellung endigt das Amt des bisher zur Ver- 
waltung berufenen Vertreters. §§ 1890, 1892 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches sind mit der Maßgabe 
entsprechend anzuwenden, daß das verwaltete Ver- 
mögen unverzüglich an den Treuhänder herauszu- 
geben ist. 
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(3) § 44 Abs. 1 des Gesetzes über das Kredit- 
wesen vom 10. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 881) 
gilt sinngemäß. 

§ 5 

(1) Der Treuhänder hat die Verwaltung nach 
Weisung und unter Aufsicht des Bundesaufsichts- 
amts durchzuführen. Er vertritt das Kreditinstitut 
bei den der Durchführung seiner Aufgaben dienen- 
den Rechtshandlungen gerichtlich und außergericht- 
lich. 

(2) über Vermögenswerte, die der Verwaltung 
des Treuhänders unterliegen, darf nicht zum Zweck 
der Erfüllung von Verbindlichkeiten verfügt werden, 
die vor dem 9. Mai 1945 begründet worden sind; 
Verfügungen im Wege der Zwangsvollstreckung 
stehen rechtsgesdiäftlichen Verfügungen gleich. Das 
Bundesaufsichtsamt kann den Treuhänder von der 
Verfügungsbeschränkung des Satzes 1 befreien, wenn 
und soweit dies für die Durchführung der Verwal- 
tung oder zur Abwendung von Nachteilen für die 
Gesamtheit der Gläubiger notwendig ist, oder wenn 
die Erfüllung von Versorgungsverpflichtungen für 
das jeweils laufende Jahr unter Berücksichtigung 
anderer Versorgungseinkünfte zur Vermeidung un- 
billiger Härten geboten ist. 

(3) Soweit der Treuhänder berechtigt ist, Reichs- 
markverbindlichkeiten des Kreditinstituts zu erfül- 
len, hat er sie mit dem Betrag in Deutscher Mark, 
der sich aus der Anwendung des Umstellungsgeset- 
zes und der dazu ergangenen Durchführungsvor- 
schriften auf das Schuldverhältnis ergibt, und nur 
dann zu erfüllen, wenn der Gläubiger insoweit seine 
Reichsmarkforderung als getilgt anerkennt. Soweit 
der Treuhänder berechtigt ist, Verbindlichkeiten aus 
Guthaben zu erfüllen, werden Reichsmarkguthaben 
in Höhe von 6,5 vom Hundert des Reichsmark- 
betrages in Deutsche Mark umgewandelt. Für Gut- 
haben, die auf Tschechische Kronen lauten oder auf 
eine andere Währung umgestellt worden sind, gilt 
§ 1 Abs. 2 und 3 des Gesetzes über einen Währungs- 
ausgleich für Sparguthaben Vertriebener in der Fas- 
sung vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 546), 
zuletzt geändert durch Artikel I § 3 des Vierzehnten 
Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichsgeset- 
zes vom 26. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 785), 
entsprechend. Guthaben sind vom Tage des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes an mit drei vom Hundert 
zu verzinsen. 

(4) Die Kosten der Verwaltung sind aus dem ver- 
walteten Vermögen zu decken. 

(5) Absätze 1 bis 4 gelten auch für Treuhänder, 
die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nach § 9 
der Fünfunddreißigsten Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz oder nach § 16 des Alt- 
bankengesetzes bestellt worden waren. 

§ 6 

Hat sich die Tätigkeit eines Treuhänders auf die 
in § 9 der Fünfunddreißigsten Durchführungsver- 


ordnung zum Umstellungsgesetz und in § 16 des 
Altbankengesetzes bezeichne te Tätigkeit beschränkt, 
so ist durch sie ein Ort der Geschäftsleitung im 
Sinne der Vorschriften zur Neuordnung des Geld- 
wesens und des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 
vom 5. November 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1747) 
nicht begründet worden. 

§ 7 

Kreditinstitute, die ihren letzten Sitz vor dem 
9. Mai 1945 außerhalb der Grenzen des Deutschen 
Reichs nach dem Gebietsstand vom 31. Dezember 
1937 hatten, der Aufsicht des Reichsaufsichtsamts 
für das Kreditwesen unmittelbar oder mittelbar 
unterstanden und ihren Sitz nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes in den Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes verlegen, bedürfen ohne Rücksicht auf eine 
früher erteilte Erlaubnis zum Betreiben von Bank- 
geschäften der Erlaubnis des Bundesaufsichtsamts 
für das Kreditwesen nach §§32 und 33 des Gesetzes 
über das Kreditwesen. 


DRITTER ABSCHNITT 

Änderung von Vorschriften 
des Umstellungsrechts 

§ 8 

Das Umstellungsergänzungsgesetz vom 21. Sep- 
tember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1439), geändert 
durch § 43 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes über die 
Deutsche Bundesbank vom 26. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 745), wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. § 5 erhält folgende Fassung: 

„§ 5 

(1) Einem nach § 1 Abs. 1 Berechtigten steht 
eine natürliche Person gleich, die nach dem 
31. Dezember 1952 ihren Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes oder im Gebiet eines Staates, der die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland aner- 
kannt hat, begründet hat oder begründet. 

(2) Ein Uraltguthaben, das nach dem 31. De- 
zember 1952 im Wege der Erbfolge übergegan- 
gen ist oder übergeht, wird nach § 1 Abs. 1 um- 
gewandelt, wenn ein Erbe seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im Zeitpunkt des Erbfalles 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes oder im Ge- 
biet eines Staates, der die Regierung der Bundes- 
republik Deutschland anerkannt hat, hatte oder 
zu einem späteren Zeitpunkt einen solchen 
Wohnsitz oder Aufenthalt begründet hat oder 
begründet. 1J 

2. § 6 erhält folgende Fassung: 

„§ 6 

(1) Steht das Uraltguthaben einer ehelichen 
Gütergemeinschaft oder einer Erbengemeinschaft 
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zu, so gelten die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 
als erfüllt, wenn sie mindestens in der Person 
eines Mitberechtigten gegeben sind. 

(2) Steht das Uraltguthaben einer sonstigen 
Gemeinschaft zur gesamten Hand zu, so gelten 
die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 als erfüllt, 
wenn sie entweder in der Person aller Mitbe- 
rechtigten gegeben sind oder wenn die Gemein- 
schaft zur gesamten Hand ihren Sitz oder Ort 
der Geschäftsleitung im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes oder im Gebiet eines Staates, der die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland an- 
erkannt hat, begründet hat oder begründet." 

3. In § 12 werden in Absatz 1 Satz 1 die Worte 
„bis zum 31. Dezember 1954" sowie Absatz 2 
gestrichen. 

4. In § 14 werden in Absatz 1 die Worte „innerhalb 
der Frist des § 12" sowie die Absätze 2 und 3 
gestrichen. 

5. § 15 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Anmeldestelle hat zu prüfen, ob die 
Voraussetzungen der § 1 oder § 5 oder § 6 in 
der Person desjenigen, für den die Anmeldung 
vorgenommen wird (Anmelder), gegeben sind." 

6. § 42 erhält folgende Fassung: 

„§ 42 

(1) Soweit Verbindlichkeiten im Geschäftsbe- 
trieb einer außerhalb Berlins belegenen Nieder- 
lassung begründet worden sind, die nach § 3 der 
Fünfunddreißigsten Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz als verlagert anerkannt 
worden ist, kann das Geldinstitut nach Maßgabe 
des Umstellungsgesetzes auch in Anspruch ge- 
nommen werden, wenn die Verbindlichkeit am 
21. Juni 1948 gegenüber einer Person bestand, 
die zu diesem Zeitpunkt ihren Wohnsitz, dauern- 
den Aufenthalt, Sitz oder Ort der Geschäfts- 
leitung in Berlin (West) oder im Saarland hatte 
oder die nach diesem Zeitpunkt ihren Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes oder im Ausland begründet hat 
oder begründet. Das gleiche gilt für Verbindlich- 
keiten, die gegenüber einer natürlichen Person 
bestehen, die nach dem 21. Juni 1948 im Wege 
der Erbfolge Berechtigter geworden ist oder wird 
und die Voraussetzungen des Satzes 1 oder des 
§ 6 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a, Nr. 3 Buchstabe a 
der Fünfunddreißigsten Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz erfüllt. Eine Be- 
schränkung der Inanspruchnahme, die sich aus 
§ 6 Abs. 2 der Fünfunddreißigsten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz ergibt, 
bleibt unberührt. Für vertragliche und sonstige 
Versorgungsverpflichtungen kann das Geld- 
institut durch einen Berechtigten, der erst nach 
dem 21. Juni 1948 die Wohnsitz- oder Aufent- 
haltsvoraussetzung erfüllt hat, nur in Anspruch 
genommen werden, soweit es sich um Versor- | 


gungsbezüge für die Zeit seit dem 1. Januar 1964 
handelt. Werden die Voraussetzungen für eine 
Inanspruchnahme erst nach dem 1. Januar 1964 
erfüllt, so tritt an die Stelle des 1. Januar 1964 
der Beginn des Monats, in dem die Voraus- 
setzungen erfüllt worden sind und der Berech- 
tigte seinen Anspruch geltend gemacht hat. Hin- 
sichtlich des Sitzes in Berlin ist § 1 Abs. 3, hin- 
sichtlich der Inanspruchnahme durch Rechts- 
gemeinschaften ist § 6 sinngemäß anzuwenden. 

(2) Für die Anmeldung von Altgeldguthaben 
gilt § 4 der Fünfunddreißigsten Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz sinngemäß; 
die Befristung der Anmeldung entfällt. An- 
sprüche aus vor dem 9. Mai 1945 ausgegebenen 
Schuldverschreibungen sind nach Maßgabe des 
§ 5 der Fünfunddreißigsten Durchführungsver- 
ordnung zum Umstellungsgesetz anzumelden; 
die Befristung der Anmeldung entfällt. Für den 
Nachweis, daß das Geldinstitut aus dem ange- 
meldeten Anspruch in Anspruch genommen wer- 
den kann, gelten §§ 3 und 4 der Zweiten Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungsergän- 
zungsgesetz vom 26. April 1954 (Bundesanzeiger 
Nr. 81) sinngemäß; hierbei treten an die Stelle 
des 30. September 1949 der 20. Juni 1948 und an 
die Stelle des 1. Oktober 1949 der 21. Juni 1948. 

(3) Soweit die Inanspruchnahme eines unter 
Absatz 1 fallenden Geldinstituts nach § 6 Abs. 2 
Satz 1 der Fünfunddreißigsten Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz davon ab- 
hängt, in welchem Gebiet die dem Geldinstitut 
als Gegenwert zugeflossenen Mittel am 20. Juni 
1948 angelegt waren, ist auch das Gebiet von 
Berlin (West) zu berücksichtigen. Bei Anwendung 
des § 6 Abs. 2 Satz 2 der Fündunddreißigsten 
Durchführungsverordnung zum Umstellungsge- 
gesetz sind die Vermögenswerte in Berlin (West) 
den Vermögenswerten im Währungsgebiet hin- 
zuzurechnen. 

(4) Soweit ein unter Absatz 1 fallendes Geld- 
institut weder nach Absatz 1 noch nach § 6 Abs. 1 
und 2 der Fünfunddreißigsten Durchführungsver- 
ordnung zum Umstellungsgesetz in Anspruch ge- 
nommen werden kann, ist eine Vollstreckung in 
die im Geltungsbereich dieses Gesetzes vorhan- 
denen Vermögenswerte des Geldsinstituts auch 
aus solchen Urteilen oder anderen Vollstreckungs- 
titeln unzulässig, die nach dem Inkrafttreten der 
Fünfunddreißigsten Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes erwirkt worden sind. 

(5) Die unter Absatz 1 fallenden Geldinstitute 
haben auch die in Absatz 1 bezeichneten Ver- 
bindlichkeiten und die Vermögenswerte, die bei 
Beginn des 21. Juni 1948 in Berlin (West) und 
im Saarland vorhanden waren, in die Umstel- 
lungsrechnung einzustellen. Bei der Berechnung 
des früheren Eigenkapitals nach § 7 Ahs. 2 Satz 3 
der Fünfunddreißigsten Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz sind auch die auf das 
Gebiet von Berlin (West) und das Saarland ent- 
fallenden Teilbeträge des früheren Eigenkapitals 
sowie die Verbindlichkeiten zu berücksichtigen, 
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für die das Geldinstitut nach Absatz 1 in An- 
spruch genommen werden kann. 

(6) Soweit sich nach Absatz 1 und 3 die Aus- 
gleichsforderung des Geldinstituts dadurch er- 
höht, daß es von Personen in Anspruch genom- 
men werden kann, die ihren Wohnsitz, Aufent- 
halt, Sitz oder Ort der Geschäftsleitung am 
21. Juni 1948 in Berlin (West) hatten, schuldet 
das Land Berlin die Ausgleichsforderung. Im 
übrigen ist der Bund Schuldner der Ausgleichs- 
forderung. 

(7) Soweit der Bund Schuldner der Ausgleichs- 
fordemng ist, wird der Anspruch auf Erhöhung 
der Ausgleichsforderung von der Behörde fest- 
gestellt, die für die Bestätigung der Umstellungs- 
rechnung des als verlagert anerkannten Geldinsti- 
tuts zuständig ist. Wird die Umstellungsrechnung 
berichtigt, so ist auch die nach Satz 1 getroffene 
Feststellung zu berichtigen. Die Feststellung und 
eine etwaige Berichtigung sind dem Bundesmini- 
ster der Finanzen mitzuteilen. 

(8) Die vom Bund geschuldeten Ausgleichs- 
forderungen sind Schuldbuchforderungen. Sie 
werden auf Ersuchen des Bundesministers der 
Finanzen in das Bundes schuldbuch eingetragen; 
die Eintragung ist im Falle des Absatzes 7 Satz 2 
zu berichtigen. § 35 Abs. 2 und 3 gilt entspre- 
chend.“ 


7. § 45 Abs. 5 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Anspruch nach Absatz 2 ist in der Weise 
begrenzt, daß er nicht über den Unterschieds- 
betrag zwischen einer Million Deutsche Mark und 
einer Uberdeckung, in den Fällen des Absatzes 3 
Buchstaben b und c auch nicht über fünfzehn 
Deutsche Mark für je hundert Reichsmark des 
früheren Eigenkapitals (§ 46), hinausgeht.“ 


8. § 46 Abs. 1 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

,,b) 130 vom Hundert des Gesamtbetrages, den 
die Altbank in ihrem letzten vor dem 9. Mai 
1945 festgestellten Jahresabschluß als Kapital 
sowie als gesetzliche und andere Rücklagen 
ausgewiesen hat, abzüglich der ausstehenden 
Kapitaleinlagen und des ausgewiesenen 
Verlustes.“ 


9. § 47 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Soweit die nach § 45 Abs. 1 zu berück- 
sichtigenden Kapitalverbindlichkeiten aus noch 
nicht fälligen Schuldverschreibungen und noch 
nicht fälligen Verpflichtungen aus Schuldurkun- 
den für Darlehen im Sinne des § 22 Abs. 1 Satz 3 
des Umstellungsgesetzes, die eine Grund- oder 
Kommunalkreditanstalt anstelle von Schuldver- 
schreibungen ausgegeben hat, die nach § 45 
Abs. 1 zu berücksichtigenden deckungsfähigen 
Forderungen übersteigen, ist die Ausgleichsfor- 
derung mit 4V2 vom Hundert zu verzinsen.“ 


§ 9 

Wo im Umstellungsergänzungsgesetz der für das 
Bankwesen zuständige Berliner Senator (Berliner 
Bankaufsichtsbehörde) oder die Berliner Bankauf- 
sichtsbehörde genannt sind, tritt an ihre Stelle die 
zuständige oberste Landesbehörde des Landes Ber- 
lin. 

§ 10 

Das Gesetz über die Ergänzung von Vorschriften 
des Umstellungsrechts (Zweites Umstellungsergän- 
zungsgesetz) vom 23. März 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 285) wird wie folgt geändert: 

1. § 18 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Einem nach Absatz 1 Berechtigten stehen 
die in § 5 des Umstellungsergänzungsgesetzes, 
geändert durch § 8 Nr. 1 des Dritten Umstel- 
lungsergänzungsgesetzes vom 1963 

(Bundesgesetzbl. IS...,), genannten Personen 
gleich. § 6 des Umstellungsergänzungsgesetzes, 
geändert durch § 8 Nr. 2 des Dritten Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes, gilt entsprechend." 

2. §§23 und 24 werden aufgehoben. 

§ 11 

Das Gesetz über die Liquidation der Deutschen 
Reichsbank und der Deutschen Golddiskontbank 
vom 2. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1165) wird 
wie folgt geändert: 

§ 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Einern nach Absatz 1 Berechtigten stehen die 
in § 5 des Umstellungsergänzungsgesetzes, geändert 
durch § 8 Nr. 1 des Dritten Umstellungsergänzungs- 
gesetzes vom 1963 (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .), genannten Personen gleich. § 6 des Um- 
stellungsergänzungsgesetzes, geändert durch § 8 
Nr. 2 des Dritten Umstellungsergänzungsgesetzes, 
gilt entsprechend." 

§ 12 

Das Altbankengesetz, geändert durch § 22 des 
Zweiten Umstellungsergänzungsgesetzes, wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. § 7 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Als alte Zahlungsverbindlichkeiten ge- 
genüber Westgläubigern im Sinne des § 5 Abs. 1 
Buchstabe b gelten ferner Verbindlichkeiten, die 
zu dem nach Absatz 1 oder Absatz 2 maßgeben- 
den Zeitpunkt einer natürlichen Person zustan- 
den, die nach dem 31. Dezember 1952 ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt in einem 
der in Absatz 1 bezeichneten Gebiete begründet 
hat oder begründet.“ 

2. § 9 erhält folgende Fassung: 

„§ 9 

Für vertragliche und sonstige Versorgungsver- 
pflichtungen kann eine Altbank nur in Anspruch 
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genommen werden, soweit es sich um Versor- 
gungsbezüge für tdie Zeit seit dem 1. Januar 1953 
handelt. Werden die Voraussetzungen des § 7 
erst nach dem 1. Januar 1953 erfüllt, so tritt an 
die Stelle des 1. Januar 1953 der Beginn des 
Monats, in dem die Voraussetzungen erfüllt wor- 
den sind und der Berechtigte seinen Anspruch 
geltend gemacht hat." 

§ 13 

Die Rechtskraft einer gerichtlichen Entscheidung, 
durch die ein Anspruch vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes abgelehnt worden ist, der nach § 8 Nr. 1, 
2 oder Nr. 5, nach §§ 10, 11 oder nach § 12 Nr. 1 
oder Nr. 2 geltend gemacht werden kann, steht der 
erneuten Geltendmachung dieses Anspruchs nicht 
entgegen. 

§ 14 

§ 7 Abs. 1 des Altbanken-Bilanz-Gesetzes erhält 
folgende Fassung: 

„(1) Für den Ansatz der Berliner Vermögens- 
werte und die Einstellung von Berliner Verbind- 
lichkeiten in die Altbankenrechnung gelten, soweit 
sich nicht aus § 8 etwas anderes ergibt, unter Be- 
rücksichtigung des abweichenden Stichtages und des 
§ 28 der Verordnung über die Umstellungsrechnung 
der Geldinstitute aus Anlaß der Neuordnung des 
Geldwesens vom 11. August 1958 (Bundesge- 
setzbl. I S. 589), geändert durch § 24 Abs. 1 Nrn. 4 
und 5 der Verordnung über die Umstellungsrech- 
nung der Versicherungsunternehmen aus Anlaß der 
Neuordnung des Geldwesens vom 6. August 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 637), die Grundsätze, die für 
die Umstellungsrechnung der Geldinstitute im übri- 
gen Bundesgebiet maßgebend sind. Bei der Berech- 
nung der Ausgleichsforderungen oder des Betrages, 
für den die Altbank nach § 37 Abs. 2 des Umstel- 
lungsergänzungsgesetzes in Anspruch genommen 
werden kann, sind § 45 des Umstellungsergänzungs- 
gesetzes und § 9 Abs. 7 des Dritten D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetzes vom 21. Juni 1955 (Bundesge- 
setzbl. I S. 297) anzuwenden. 

§ 15 

§ 22 Abs. 2 des Altbanken-Bilanz-Gesetzes erhält 
folgende Fassung: 

„(2) Absatz 1 gilt nicht für Altbanken mit Sitz 
im Bundesgebiet, die nach § 1 der Zweiund vierzig- 
sten Durchführungsverordnung zum Umstellungsge- 
setz eine Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark auf- 
gestellt und in diese nach § 44 des Umstellungser- 
gänzungsgesetzes ihre Berliner Vermögenswerte 
und Berliner Verbindlichkeiten einzubeziehen ha- 
ben." 

§ 16 

(1) § 2 der Anordnung der Bausparkassenauf- 
sichtsbehörden über die Bausparkassen mit Sitz 


außerhalb des Währungsgebietes aus Anlaß der 
Neuordnung des Geldwesens vom 25. November 
1949 (Bundesanzeiger Nr. 3 vom 5. Januar 1950) 
erhält folgende Fassung: 

„§ 2 

Bausparkassen der in § 1 bezeichneten Art 
können für vor dem 21. Juni 1948 begründete 
Verbindlichkeiten nur in Anspruch genommen 
werden, wenn die Verbindlichkeit am 21. Juni 
1948 gegenüber einer Person bestand, die zu die- 
sem Zeitpunkt ihren Wohnsitz, dauernden Auf- 
enthalt, Sitz oder Ort der Geschäftsleitung im 
Geltungsbereich des Dritten Umstellungsergän- 

zugsgesetzes vom 1963 (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .) oder im Ausland hatte oder die nach die- 
sem Zeitpunkt ihren Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt im Geltungsbereich des Dritten Um- 
stellungsergänzungsgesetzes oder im Ausland be- 
gründet hat oder begründet. Das gleiche gilt für 
Verbindlichkeiten, /die gegenüber einer natür- 
lichen Person bestehen, die nach dem 21. Juni 
1948 im Wege der Erbfolge Berechtigter geworden 
ist oder wird und die Voraussetzungen des Sat- 
zes 1 erfüllt." 

(2) § 2 der Anordnung des Aufsichtsamts für 
das Versicherungswesen in Berlin vom 28. April 
1951 zur Erstreckung der Durchführungsbestimmun- 
gen Nrn. 7 und 8 zur Umstellungsergänzungsver- 
ordnung auf die Bausparkasse Deutsche Baugemein- 
schaft Aktiengesellschaft (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für Berlin 1951 S. 360) erhält folgende Fassung: 

.9 2 

Die Bausparkasse kann für vor dem 25. Juni 
1948 begründete Verbindlichkeiten nur in An- 
spruch genommen werden, wenn die Verbindlich- 
keit am 25. Juni 1948 gegenüber einer Person be- 
stand, die zu diesem Zeitpunkt ihren Wohnsitz, 
dauernden Aufenthalt, Sitz oder Ort der Ge- 
schäftsleitung in Berlin (West) hatte oder die nach 
diesem Zeitpunkt ihren Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt in Berlin (West) begründet hat oder 
begründet. Das gleiche gilt für Verbindlichkeiten, 
die gegenüber einer natürlichen Person bestehen, 
die nach dem 25. Juni 1948 im Wege der Erbfolge 
Berechtigter geworden ist oder wird und die Vor- 
aussetzungen des Satzes 1 erfüllt." 


VIERTER ABSCHNITT 

Ergänzung des Rückstellungsgesetzes 

§ 17 

§ 1 des Gesetzes über die Bildung von Rück- 
stellungen in der Umstellungsrechnung der Geld- 
institute, Versicherungsunternehmen und Bauspar- 
kassen und in der Altbankenrechnung der Berliner 
Altbanken vom 21, Dezember 1960 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1053) wird folgender Absatz 3 angefügt: 
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„(3) Die nach Absatz 1 und 2 zu bildenden Rück- 
stellungen haben keine Rückwirkung auf die Reichs- 
markschlußbilanz. Für die Berechnung des vorläu- 
figen Eigenkapitals bleiben sie außer Ansatz." 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 18 

Aufgehoben werden 

1. § 30 des Umstellungsgesetzes, 

2. § 29 des Dritten D-Markbilanzergänzungsge- 
setzes, 

3. § 63 Abs. 2 des Gesetzes über das Kreditwesen, 

4. § 9 der Fünfunddreißigsten Durchführungsver- 
ordnung zum Umstellungsgesetz, 

5. § 16 des Altbankengesetzes, 

§ 19 

Soweit dieses Gesetz auf das D-Markbilanzgesetz 
Bezug nimmt, ist darunter je nach dem Geltungs- 
bereich das Gesetz über die Eröffnungsbilanz in 
Deutscher Mark und die Kapitalneufestsetzung 
(D-Markbilanzgesetz) vom 21. August 1949 (WiGBl. 
S. 279), auf Baden, Württemberg-Hohenzollern und 
den bayerischen Kreis Lindau erstredet durch Ver- 
ordnung vom 13. Dezember 1949 (Bundesgesetzbl. 
1950 S. 2), oder das Landesgesetz des Landes Rhein- 


land-Pfalz über die Eröffnungsbilanz in Deutscher 
Mark und die Kapitalneufestsetzung (D-Markbilanz- 
gesetz) vom 6. September 1949 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt der Landesregierung Rheinland-Pfalz 
I S. 421) zu verstehen. 


§ 20 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs, 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Ber- 
lin. 

(2) Soweit in § 5 Abs. 3 und § 8 Nr. 9 auf Vor- 
schriften über die Neuordnung des Geldwesens Be- 
zug genommen ist, treten in Berlin an deren Stelle 
die dort geltenden entsprechenden Vorschriften. 

(3) Soweit dieses Gesetz auf Vorschriften des 
D-Markbilanzgesetzes oder des D-Markbilanzergän- 
zungsgesetzes Bezug nimmt, treten an deren Stelle 
die entsprechenden Vorschriften des Gesetzes des 
Landes Berlin über die Eröffnungsbilanz in Deut- 
scher Mark und die Kapitalneufestsetzung (D-Mark- 
bilanzgesetz) vom 12. August 1950 (Verordnungs- 
blatt für Groß-Berlin I S. 329) und des Gesetzes des 
Landes Berlin zur Änderung und Ergänzung des 
D-Markbilanzgesetzes (D-Markbilanzergänzungsge- 
setz) vom 24. Mai 1951 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für Berlin S. 382). 

§ 21 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft, 
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